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A. Einleitung und Problemstellung 

Im Rahmen der Amtsdelikte spielt der Begriff des Amtsträgers eine zentrale 
Rolle. Sowohl ftir die Begehung eines sogenannten "eigentlichen" als auch für 
die eines sogenannten "uneigentlichen" Amtsdeliktes1 ist es eine unabdingbare 
Voraussetzung, daß ein Amtsträger in irgendeiner Form an der Deliktsverwirkli-
chung beteiligt ist, sei es als Täter, als Tatopfer oder als sonstiger Beteiligter. 
Darüber hinaus findet sich bei einigen Amtsdelikten auch eine Erweiterung des 
Personenkreises auf die "für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten". 
Diese Begriffe werden im einzelnen in § 11 I Nr. 2 und 4 StGB näher um-
schrieben. Dabei löste die Vorschrift des § 11 I Nr. 2 StGB die bis zum 1. Ja-
nuar 1975 geltende Begriffsbestimmung des strafrechtlichen ,,Beamten" in 
§ 359 StGB a.F. ab, § 11 I Nr. 4 StGB umschreibt in etwa den Personenkreis, 
der von der bis dahin geltenden ,,Bestechungsverordnung"3 erfaßt war4• 

Trotz dieser zentralen Bedeutung hat der (strafrechtliche) Beamten- bzw. 
Amtsträgerbegriff in der wissenschaftlichen Diskussion bis vor kurzem eher ein 
Schattendasein geführt5. Zwar liegt eine umfangreiche Einzelfallrechtsprechung 

1 Zu diesen Begriffen vgl. näher unten C II 3. 
2 Vgl. hienu noch unten C II I. Ferner spielt der Begriff des Amtsträgers bei den Amtsdelikten 

(zur weiten Auslegung des Begriffes der Amtsdelikte vgl. unten C II 1) nicht nur für die Strafbe-
gründung oder Strafrahmenerhöhung eine Rolle, sondern er wird auch bei der Frage des Strafan-
trages(§§ 77a, 194 III, 230 II StGB) sowie bei der Strafbarkeit wegen Auslandstaten gegen inlän-
dische Rechtsgüter (§ 5 Nr. 12-14 StGB) relevant. 

3 "Verordnung gegen Bestechung und Geheimnisverrat nichtbeamteter Personen" in der Fassung 
vom 22. Mai 1943 (RGBI. 1943 I, S. 351 sowie BGBI. III, S. 2034-1), aufgehoben durch Art. 287 
Nr. 3 des EGStGB vom 2. März 1974 (BGBI. 1974 I, S. 469). Die BestechungsVO löste wiederum 
die frühere "Verordnung über die bei Behörden oder in kriegswirtschaftlichen Organisationen 
beschäftigten Personen" vom 3. Mai 1917 (RGBI. 1917, S. 393) ab. Vgl. hienu ausführlich unten 
B III 10 a. 

4 Geppert, JURA 1981, 42 (45); Göhler, NJW 1974, 825 (831); LK-Gribbohm, 11. Aufl., § II 
Rn. 18; Preisendanz, § 11 Anm. IV I ; Schönlce/Schröder-Eser, § 11 Rn. 15, 34; SK-Rudolphi, § 11 
Rn. 8; SK-Samson, 5. Aufl., § 11 Rn. 18. 

sAus der älteren Literatur zum Amtsträger- bzw. Beamtenbegriff sind zu nennen die Werke von 
(geordnet nach dem Erscheinungsjahr): S.Puppe, Die Begriffe "Beamter" und "Amt" im Strafgesetz-
buch für das Deutsche Reich, 1908; Hol/, Der Begriff des Beamten im strafrechtlichen Sinn, 1908; 
Hochheiser, Der Beamtenbegriff im deutschen Reichsstrafrecht, 1929; Keßmann, Der Beamtenbe-
griff des Reichsstrafgesetzbuches in seiner rechtsgeschichtlichen Entwicklung, 1933; Kelpin, Beam-
teneigenschaft und Ausübung obrigkeitlicher Funktionen, 1935; Erb, Der Beamtenbegriff des Straf-
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insbesondere zu§ 359 StGB a.F. vor, die auch heute noch in der Kommentarli-
teratur einen breiten Raum einnimmt6, zusammenhängende Darstellungen wa-
ren aber eher selten. Erst in jüngster Zeit erfreut sich das Thema zunehmender 
Beliebtheie. Auch die Rechtsprechung wurde in jüngster Zeit vermehrt mit 
dem Problem konfrontiert8• Bisher lassen sich aus der Vielzahl der ergangenen 
Entscheidungen jedoch kaum zusammenhängende Strukturen erkennen. Insbe-
sondere die Rechtsprechung des Reichsgerichts zu § 359 StGB a.F. ist zudem 
häufig widersprüchlich. Diese Unsicherheit ist umso bedauerlicher, wenn man 
bedenkt, daß durch die zunehmende ,,Privatisierung" von Verwaltungsaufgaben 
- erwähnt seien hier nur beispielhaft die Bereiche der ehemaligen Deutschen 
Bundespost, der ehemaligen Deutschen Bundesbahn sowie die zunehmende Be-
auftragung von privaten Unternehmen zur Vorbereitung von Entscheidungen der 
Verwaltungsbehörden - Betätigungsfelder entstehen, in denen die Handelnden 
zumindest nicht mehr eindeutig dem klassischen Amtsträgerbegriff zugeordnet 
werden können9• Problematisch ist dies vor allem im Hinblick darauf, daß die 
,,Privatisierung der Verwaltung" nicht etwa bereits ihren Abschluß gefunden 
hat, sondern in ihrer Entwicklung eher noch am Anfang stehen dürfte10• 

rechts (§ 359 StGB) und seine Anwendung auf die Amtsträger der Bewegung, 1938; Weiß, Der Be-
amtenbegriff im Sttaf- und Haftungsrecht, 1961; SchriJder, Der strafrechtliche Beamtenbegriff in der 
Entwicklung der Rechtsprechung und der EntwUrfe, 1965; zu den Amtsdelikten allgemein (wiede-
rum in zeitlicher Reihenfolge): Wachinger, Verbrechen und Vergehen im Amt, 1909; Karstedt, Der 
Begriff der Amtsdelikte im geltenden Strafrecht und seiner Reform, 1931; Stock, Entwicklung und 
Wesen der Amtsverbrechen, 1932; Munzinger, Die sogenannten eigentlichen und die sogenannten 
uneigentlichen Amtsdelikte, 1934; Stephan, Die Amtsverbrechen und der§ 50 RGStGB, 1938; 
ferner aus neuerer Zeit Wagner, Amtsverbrechen, 1975. 

6 Hierzu auch Rohlff, S. 3; so findet sich z.B. bei LK-Gribbohm, II. Aufl., § 11 Rn. 47 ff., eine 
knapp 3 Seiten lange Aufzählung von Urteilen, die sich mit der strafrechtlichen Beamteneigenschaft 
einzelner Personen- und Berufsgruppen beschäftigen. 

7 Vgl. Haft, N1W 1995, 1113; ders., N1W 1996, 238; ders., NStZ 1998, 29; ders., Lenckner-FS 
1998, S. 81; Lenckner, ZStW 106 (1994), 502; Martin, JuS 1998, 182; Otto, JURA 1997, 47; ders., 
JR 1998, 73; Ransiek, NStZ 1997, 519; ders., NStZ 1998, 564; Roh(ff, Die Täterder "Amtsdelikte", 
1995; Schramm, JuS 1999, 333; TraumaM, Die Anwendung der Bestechungsdelikte auf die Inhaber 
privater Ingenieur- und Planungsbüros, 1997; Weiser, N1W 1994, 968; Welp, Lackner-FS 1987, 
S. 761; Zeiler, MDR 1996, 439. 

8 BGHSt 42, 230 - Dolmetscher; 43, 96 - Planungsingenieur; 43, 370 - GTZ; BGH NJW 1998, 
2372- Bauingenieur; BGH N1W 1999, 2378- Flughafengesellschaft; BayObiG N1W 1996, 268 
-Ingenieur; OLG Frankfun N1W 1994, 2242- Bauleiter; OLG Frankfurt NStZ 1997, 200- Flug-
hafenangestellte; OLG Frankfurt NStZ-RR 1997, 263 - GTZ; KG NStZ 1994, 242 - Treuhand; LG 
Frankfurt NStZ-RR 1996, 259- Flughafenangestellte. 

9 Speziell mit den Problemen, die sich aus der zunehmenden Privatisierung öffentlicher Aufga-
ben ftlr das Strafrecht ergeben, beschäftigen sich die Beiträge von Lenckner, ZStW 106 (1994), 502, 
und Zechlin, BB 1982, 439. 

10 So auch Lenckner, ZStW 106 (1994), 502; Ossenbühl, JR 1992, 453; Traumann, S. 17; vgl. 
auch BR-Drs. 298195, S. 5; Kiimmerer, JZ 19%, 1042. 



A. Einleitung und Problemstellung 27 

Wenn in diesem Zusammenhang von der Privatisierung staatlicher Aufgaben 
die Rede ist, so fallen hierunter, wie eben schon angedeutet, ganz verschiedene 
Bereiche11• Während friiher vornehmlich die Frage der Wahrnehmung öffentli-
cher Aufgaben durch öffentliche Unternehmen unter dem Stichwort der ,,Privati-
sierung" diskutiert wurde12, sind es in neuererZeiteine Vielzahl von Privati-
sierungsformen, derer sich die Verwaltungspraxis bedient, um das Ziel des 
"schlanken Staates" durchzusetzen. Sie können in der vorliegenden - vorwie-
gend strafrechtlich orientierten - Arbeit nicht im einzelnen aufgezählt und 
analysiert werden. Daher soll an dieser Stelle lediglich ein grober Überblick ge-
geben werden. Zum einen ist festzustellen, daß in zunehmendem Maße - im In-
teresse einer vereinfachten, kostengünstigen und beschleunigten Erledigung von 
Verwaltungsaufgaben - traditionelle Aufgaben der Verwaltung, die bisher von 
staatlichen Behörden selbst wahrgenommen wurden, aus dem Bereich der öf-
fentlichen Verwaltung herausgenommen und auf neu geschaffene juristische 
Personen des Privatrechts übertragen werden (uneigentliche Privatisierung -
man spricht hier auch von Organisationsprivatisierung oder formeller Privatisie-
rung13). Privatisiert wird hier also lediglich die Organisationsform, nicht aber 
die Aufgabe selbst, da die Anteile an dem neu gegründeten Unternehmen mehr-
heitlich in staatlicher Hand verbleiben. Dabei ist es gleichgültig, ob es sich bei 
der übertragenen Aufgabe um eine solche handelt, bei deren Erfüllung der Staat 
eine Monopolstellung innehat oder ob er gleichberechtigt neben anderen rein 
privaten Unternehmen am Wettbewerb teilnimmt14. Zumeist werden hierbei 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung, teilweise auch Aktiengesellschaften 

11 Vgl. zur "Privatisierung" von Verwaltungsaufgaben allgemein v.Amim, Rechtsfragen der 
Privatisierung, 1995; v.Amim/BorelWogt, Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen, 2. Aufl. 
1980; Bauer, VVDStRL 54 (1995), 243; Di Fabio, JZ 1999, 585; Donges u.a., Privatisierung auch 
im Westen, 1983; Ehlers, Verwaltung in Privatrechtsform, 1984; ders., DÖV 1986, 897; Grabbe, 
Verfassungsrechdiebe Grenzen der Privatisierung kommunaler Aufgaben, 1979; v.Heimburg, Ver-
waltungsaufgaben und Private, 1982; Hengstschläger, VVDStRL 54 (1995), 165; Hoffmann-Riem, 
DVBI. 1996, 225; Jaag, VVDStRL 54 (1995), 287; Kllmmerer, JZ 1996, 1042; Möschel, Gernhu-
ber-FS 1993, S. 905; ders., Schmidt-FS 1997, S. 351; Ossenbühl, VVDStRL 29 (1971), 137; Oster-
loh, VVDStRL 54 (1995), 204; Schoch, DÖV 1993, 277; ders., DVBI. 1994, 962; Steiner, Öffentli-
che Verwaltung durch Private, 1975; Stober, NJW 1984, 449; Theobald, DVBI. 1996, 663; Tie-
mann, BayVBI. 1976, 261; Traumann, S. 17 ff.; Graf Vitzthum, AöR 104 (1979), 580; Wieland, 
Verw 1995, 315; Wolff/Bachof/Stober, VwR II, § 104a. 

12 Traumann, S. 17; vgl. hierzu Ossenbühl, VYDStRL 29 (1971), 137 (145 f.). 
13 BGHSt 43, 370 (374)- GTZ; Bull, Rn. 39; Di Fabio, JZ 1999, 585 (588); Gusy, ZRP 1998, 

265 (267); KIJmmerer, JZ 1996, 1042 (1043); M(Jschel, Gernhuber-FS 1993, S. 905 (907); ders., 
Schmidt-FS 1997, S. 351; Ossenbühl, JR 1992,473 (475); SK-Rudolphi, § 11 Rn. 12; Stern, DVBI. 
1997, 309 (310); Stober, NJW 1984, 449 (450); Traumann, S. 117; Graf Vitzthum, AöR 104 
(1979), 580 (588 ff.). Ygl. hierzu auch BR-Drs. 298/95 (Beschluß), S. 11; BR-Drs. 298195, S. 2, 7 
und BR-Drs. 571/95, S. 9. 

1• Donges u.a., S. 26 f.; Traumann, S. 117; vgl. auch Stern, DVBI. 1997, 310 (311), der von 
formeller Privatisierung nur dort spricht, wo das staatliche Unternehmen nicht in einem Konkur-
renzkampf mit anderen privaten Anbietern steht, wo es also keinen .,Markt" gibt. 
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